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Mündlicher Bericht 


des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
des Fideikommiß- und Stiftungsrechtes 

- Nr. 1674 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Greve 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1* dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage zuzustimmen; 

2, den Antrag der Fraktion der Deutschen Partei betr. Vorlage eines 
Gesetzentwurfs zur Änderung von Vorschriften des Fideikommiß- 
und Stiftungsrechts - Nr. 1 544 der Drucksachen - durch die 
Beschlußfassung zu 1. für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Dezember 1950 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

Dr. Laforet Dr. Greve 

Vorsitzender Beriditerstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 


Entwurf 

§ 3 

(1) Bel Streit oder Ungewißheit über die Örtliche 
Zuständigkeit eines Oberlandesgerichts (Fidei- 
kommißsenats) entscheidet ein Zivilsenat des Bun- 
desgerichtshofs. Besteht cier Streit über die Zu- 
ständigkeit zwisdien Oberlandesgerichtcn, die sämt- 
lich dem Land Bayern angehören, so entscheidet das 
Bayerische Oberste Landesgericht als Oberstes Fidei- 
kommißgericht. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Entscheidungen 
über Beschwerden wegen verweigerter Rechtshilfe. 

S 4 

Die bisher geltenden Vorschriften über die Aui- 
lösung und das Erlöschen der Fideikommisse und 
sonstiger gebundener Vermögen und über den Wald- 
schutz bei der Fideikommißauflösung sowie die 
Verordnung über Familienstiftungen vom 17. Mai 
1940 (Rcichsgesetzbl. I S. 806) können durch Lan- 
desgesetz geändert oder aufgehoben werden, 

§ 5 

(1) ^ 1 tritt mit Wirkung vom Ende des Jahres 
1950 in Kraft. 

(2) im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. Gleidizcitig treten außer 
Kraft: 

§ 26 und § 33 Absatz 2 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung der Fideikommißauflösung vom 

24. August 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1103), 

§ 5 der Verordnung des Zentral-Justizamts für 
die Britische Zone zur Regelung von Fragen 
des Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 

25. November 1946 (VOBl. B, Z. 1947 S. 7), 
§ 12 der Verordnung zur Durchführung und 
Ergänzung des Gesetzes über das Erlöschen der 
Familienfideikommisse und sonstiger gebunde- 
ner VcrmiÖgen vom 20. März 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 509). Soweit andere Vorschriften 
auf die Vorschriften verweisen, sind sie nicht 
mehr anzuwenden. 

(3) Die vom Hessischen Staatsministerium 
erlassene Vierte Verordnung zur Abwicklung der 
Fideikommisse und der sonstigen gebundenen Ver- 
mögen vom 22. September 1949 (GVBl. S. 133) 
gilt vom Zeitpunkt ihrer Verkündung ab als Bun- 
desreeht. 


Beschlüsse des 2 3. Anschusses 
S 3 

(1) Bei Streit oder Ungewißheit über die örtliche 
Zuständigkeit eines Oberlandesgerichts (Fideikom- 
mißsenats) oder Fideikommißgerichts entscheidet ein 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs. Besteht der Streit 
über die Zuständigkeit zwischen Oberlandesgerichten, 
die sämtlich dem Land Bayern angehören, so ent- 
scheidet das Bayerische Oberste Landesgericht als 
Oberstes Fideikommißgericht. 

(2) unverändert 

§ 4 

Die bisher geltenden Vorschriften über die Auf- 
lösung und das Erlöschen der Fideikommisse und 
sonstiger gebundener Vermögen und über den Wald- 
schutz bei der Fideikommißauflösung sowie die 
Verordnung über Familienstiftungen vom 17. Mai 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 806) können durch Lan- 
desgesetz geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

§ 5 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Die vom Hessischen Minister der Justiz er- 
lassene Vierte Verordnung zur Abwicklung der Fi- 
deikommisse und der sonstigen gebundenen Ver- 
mögen vom 22. September 1949 (GVBl. S. 133) 
gilt vom Zeitpunkt ihrer Verkündung ab als Bun- 
desrecht. 
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